


Johanna im Gespräch:  
Energiepreise

Die Benzinpreise steigen pünktlich zu 
Feiertagen und Ferienbeginn. Die Tank-
stellen erhöhen ihre Preise  - oft gleich-
zeitig. Was erfährt man im Wirtschafts-
ausschuss darüber?

Johanna: Andreas Mundt, Präsident des Bun-
des Kartellamtes, berichtete schlicht: Ja, wir 
haben ein Oligopol auf dem Tankstellenmarkt, 
wenige Akteure können die Preise bestimmen, 
und nein, die Mittel des Kartellamts reichen 
nicht aus, die Macht der Ölkonzerne zu brechen. 

Deshalb meine ich: Wirksame Gesetze müssen 
her. Doch die Regierungskoalition sieht bisher 
keinen Anlass zu handeln.

Wie ist das bei den Strompreisen? Steigen 
sie wegen des Atomausstiegs nun noch 
stärker an?

Johanna: Bei den Strompreisen herrscht eben-
falls ein Oligopol: Die Preise stiegen schon, als es 
noch keinen Ausstieg gab. Sie steigen vor allem, 
weil es keine wirksame Preisaufsicht gibt und die 
Konzerne nach Belieben Preise erhöhen können. 
DIE LINKE. ist die einzige Partei, die die ökolo-
gische Frage mit der sozialen Frage verbindet: 
Die Energiewende muss auch die Herrschaft des 
Stromkartells beenden!

Weitere Informationen zum Thema Energie-
preise gibt es unter:
www.linksfraktion.de/energiepreise

Netzausbau:  !"#$%&'()&
bisschen mehr sein?
Die Bundesregierung will im Zuge ihrer Energiegesetze den Netzausbau vo-
rantreiben. Sie lehnt sich an die Studie der Deutschen Energieagentur (sog. 
dena II-Studie) an und kommt so auf einen Ausbaubedarf von 3.600 km. 

Unbestritten: die Netze müssen 
zur Integration Erneuerbarer 
Energien angepasst werden. Die 
Vorstellungen davon, wie diese 
Anpassung geschehen soll, lie-
gen allerdings weit auseinander.  
Andere Studien, beispielsweise 
eine im Auftrag des Wirtschafts-
ministeriums, gelangen mit 
leicht geänderten Annahmen 
auf nur 500 km Ausbaubedarf.  

Dena II ist nicht frei von Lobbyinteressen, im Gegenteil: sie wurde zusammen mit 
den vier Netzbetreibern und anderen Unternehmensverbänden erstellt. Doch an 
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tags-Anhörung zum Netzausbaubeschleunigungsgesetz (NABeG) am 27. Juni 2011 
wurde über diese Übernahme der dena II-Zahlen in die Planung der Bundesre-
gierung gestritten. Prof. Christian von Hirschhausen von der TU Berlin kritisierte 
die dena II Netzstudie als Grundlage des NABeG scharf. Sie ist rein betriebswirt-
schaftlich angelegt – gerade im Bereich der Stromversorgung brauchen wir aber 
eine gesamtwirtschaftliche, klimaorientierte Betrachtung. Zudem rechnet dena 
II nur bis zum Jahr 2020, längerfristige Ziele oder der längerfristige Nutzen des 
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Integration ins europäische Netz wird bei dena II vernachlässigt. Das sind alles 
Punkte, die den Netzausbaubedarf verringern könnten. Sie werden bei dena II 
komplett ausgeblendet – und somit auch von der Bundesregierung.

Um den Netzausbaubedarf korrekt einschätzen zu können, brauchen wir eine 
neue, unabhängige Studie, die die Integration Erneuerbarer Energien mit ein-
bezieht. Wir brauchen endlich die Daten der Netzbetreiber, um nachvollziehbare 
Szenarien entwickeln zu können.  Anstatt nur auf Netzausbau zu setzen, müs-
sen endlich auch den Netzausbaubedarf verringernde Alternativen wie Hoch-
temperaturseile und Hochspannungsgleichstromleitungen (HGÜ) eine Rolle 
spielen. Netzbetreiber, die an jedem Netzkilometer verdienen, dürfen nicht für 
die Ermittlung des Netzausbaubedarfs verantwortlich sein. Dann gehören auch 
interessengeleitete Studien wie dena II der Vergangenheit an.

Telekommunikation:
*+,)'--'%&.)/'")'/&#0"&!--'1
Seit Jahren schon sind vor allem Menschen im ländlichen Raum von der 
Nutzung des schnellen Internets ausgeschlossen. Die Telekommunikations-
unternehmen können bei der Breitband-Erschließung kleiner oder abgele-
gener Dörfer und Gemeinden keine hohen Gewinne erzielen und konzent-
rieren sich deshalb auf die Ballungsräume.

Inzwischen wird zwar in vielen Gebieten der Mobilfunk ausgebaut, um die sogenann-
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nisch bedingt keine wirkliche Alternative, sondern kann nur eine Ergänzung für die 
mobile Nutzung sein. Für die Betroffenen bedeutet lahmes Internet, dass sie weder 
Jobportale nutzen noch Formulare einfach aus dem Netz herunterladen können und 
Softwareupdates viel Geduld verlangen. Auch Firmen wird das Geschäft erheblich 
erschwert.

In Niedersachsen hatten laut Bundesregierung rund 12,3% der Haushalte Ende 
2010 keinen Zugang zu leitungsgebundenem Internet mit einer Übertragungsra-
te von mindestens 2 Mbit/s, was heutzutage als Mindeststandard gilt. Das sind 
472.000 abgeschnittene Haushalte. Ein Anschluss von 50 Mbit/s und mehr ist nur 
für 15,3% der Haushalte verfügbar.

Die Bundesrepublik ist jedoch per Grundgesetz auf die „Herstellung gleichwertiger 
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Standardversorgung. Daher fordern wir, das Recht auf schnellen Internetzugang 
in der Neufassung des Telekommunikationsgesetzes (TKG) festzuschreiben mit 
einer Mindestbandbreite von zunächst 6 Mbit/s.

Aus dem Bundestag:  Johanna zur TKG-Novelle 
„Nachdem die Bunderegierung seit Jahren darüber schwadroniert, wie sehr schnelles In-
ternet entscheidend für die Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen und die Stand-
ortattraktivität sei, hätte sie nun zeigen können, wie ernst sie das meint. Doch statt Inter-
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menbedingungen zum Ausbau bequemen“ (...) Doch dass nach rein marktwirtschaftli-
chen Gesichtspunkten Investitionen in das Breitbandnetz in vielen Gegenden unrentabel 
bleiben, scheint der Bundesregierung nicht in den Kopf zu gehen. Ihre Versuche, mit 
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Lösung: der Aufnahme von Breitbandinternet in den Universaldienstkatalog des TKG in § 
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Breitbandanschluss mit einer festgelegten Mindestqualität auch in Lüchow-Dannenberg, 
Lüneburg, Uelzen oder Soltau-Fallingbostel zu erschwinglichen Preisen anzubieten – so 
wie das derzeit bei Strom, Post oder Telefon der Fall ist. (...)”

Gorleben: Kein atomarer 
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So lautet nach wie vor die Forderung der 
Menschen vor Ort, die ich als Mitglied des 
Gorleben-Untersuchungsausschusses mit al-
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den sich mittlerweile neben einem Zwischen-
lager für hochradioaktiven Atommüll, einem 
Fasslager für schwach- und mittelradioaktiven 
Atomabfall und einer Pilotkonditionierungs-
anlage zum endlagerfähigen Verpacken von 
Atommüll auch ein Endlagerbauwerk, getarnt 
als „Erkundungs“bergwerk. Die Anstrengungen 
der Bundesregierung gehen also immer noch 
dahin, den Atommüll im ungeeigneten Salzstock 
Gorleben einzulagern und ihn als giftige Last 
unseren Kindern und Enkeln zu überlassen. Die 
längst wissenschaftlich belegten Fakten, wie geo-
logische Mängel, eine fehlende Deckschicht zum 
Schutz vor Grundwasser, Frostrisse, die fehlende 
Rückholbarkeit und die Gasvorkommen unter dem 
Salzstock, sind k.o.-Kriterien für ein sogenanntes 
„Endlager“! Wir brauchen endlich eine ergebnisof-
fene Suche nach einer geeigneten Lagerstätte- mit 
rückholbar gelagertem Atommüll!
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Dieser Konsens ist Nonsens: so hieß es schon 
im Jahr 2000 im Wendland. Jetzt – nach Fuku-
shima – ist auch die jüngste Novelle des Atom-
gesetzes vom 30.6.2011 kein wirklicher Aus-
stiegsbeschluss. Elf weitere Jahre Atomkraft 
sind ein gefährliches Spiel mit der Sicherheit 
der Bevölkerung.  
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„den Betreibern […] die Erzielung eines angemessenen 
Gewinns weiterhin ermöglicht wird.“
SPD und Grüne stimmten dem neuen Atomgesetz zu. 
DIE LINKE bleibt bei ihrer Forderung nach einem un-

verzüglichen und unumkehrbaren Atomausstieg. Sie 
stimmte als einzige Partei mit Nein. In ihrem eigenen 
Ausstiegskonzept macht sie deutlich: Ein vollständiger 
Atomausstieg bis Ende 2014 ist technisch machbar. Es 
gibt keinen verantwortbaren Grund, die AKWs über 
dieses Jahr hinaus weiterlaufen zu lassen.  Statt durch 
lange Laufzeiten eine Hintertür für den Weiterbetrieb 

offen zu halten, muss der Atomausstieg im Grundge-
setz verankert werden. 
Neben der Atomgesetznovelle wurden sieben weitere 
Gesetzesvorschläge der Bundesregierung durch den 
Bundestag gepeitscht. Die Gesetze zum Stromnetzaus-
bau oder zu erneuerbarer Energien sind weder beson-
ders ökologisch noch sozial. Statt die Sonnenenergie 

und Windkraft an Land zu fördern, setzt die Koalition 
auf Offshore. Statt den Netzbedarf zu ermitteln, drängt 
sie auf einen beschleunigten Ausbau. 
Eine sozial-ökologische Energiewende sieht anders 
aus: Energienetze in die öffentliche Hand überführen, 
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lisieren und Energiegenossenschaften fördern!

Energiewende:  ('%'"&56)%')%&(%/&76)%')%1
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Im Juni fuhr eine Gruppe aus Soltau, Winsen und Buxtehude mit einer Abgeordnetenreise nach Berlin. Das Programm begann mit 
einem Besuch des Innenministeriums. Die mitgereisten Migrantinnen aus Buxtehude interessierten sich dabei für Fragen der Integ-
ration und berichteten sowohl von positiven als auch negativen eigenen Erlebnissen. Auch der Besuch im Bildungsministerium war 
informativ. Anspruchsvoll und interessant war die Führung durch den Deutschen Dom, ebenso der Besuch im Deutschen Historischen 
Museum. Am freien Abend stand das Kabarett-Theater „Die Stachelschweine“ auf dem Programm. Der Höhepunkt der Reise war die 
Besichtigung des Plenarsaals des Bundestages und das Gespräch mit unserer Bundestagsabgeordneten Johanna Voß. Ihr Engagement 
hat überzeugt und Iris Kröpke-Adam aus Reppenstedt war begeistert: „Eine rundum gelungene Reise mit guten Gesprächen und In-
formationen - gerne wieder“.

Hannover.  DIE LINKE im Landtag und im 
Bundestag haben die Wiederinbetriebnah-
me der Bahnstrecke Uelzen-Dannenberg 
gefordert, die im Jahr 1996 stillgelegt wor-
den war. Niedersachsens Verkehrsminister 
Jörg Bode (FDP) und der Staatssekretär 
im Bundesverkehrsministerium, Enak Fer-
lemann (CDU), müssen schnell handeln, 
da mehrere Unternehmen bereit sind, sich 
in der strukturschwachen Region Lüchow-
Dannenberg anzusiedeln, wenn ein Gleisan-
schluss vorhanden wäre. 

Der Landtagsabgeordnete Kurt Herzog 
(Dannenberg, DIE LINKE) und Johanna Voß 
aus dem Wendland erklärten dazu: „Die be-

absichtigte Ansiedlung eines größeren in-
novativen Betriebes im Wendland wäre ein 
Glücksfall für die Region. Das könnte 230 
Arbeitsplätze bringen.“ Sie verwiesen da-
rauf, dass sich auch der Kreistag Lüchow-
Dannenberg für die Reaktivierung der Bahn-
strecke einsetzt.

Ursula Weisser-Roelle, die verkehrspolitische 
Sprecherin der LINKEN im Landtag, kritisier-
te das Eisenbahn-Bundesamt, weil es sich 
einer Wiederinbetriebnahme in den Weg 
stellt. Das Amt hatte im März dem Antrag 
einer Gemeinde stattgegeben, die Strecke 
teilweise abzureißen. Dagegen haben die 
Stadt Uelzen und mehrere Vereine und In-

itiativen, darunter der VCD-Landesverband 
Niedersachsen, Widerspruch eingelegt. Er-
schwerend kommt hinzu, dass die Nieder-
sächsische Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr im Mai angekündigt hat, eine 
über die Eisenbahnstrecke führende Brücke 
der Landesstraße 252 bei Stoetze wegen 
Baufälligkeit abzureißen. Der Verkehr auf 
der L 252 soll als Damm über dem Gleisbett 
weitergeführt werden. 

„Der Abriss würde vollendete Tatsachen 
schaffen und eine Wiederinbetriebnahme 
der Strecke verhindern“, so Weisser-Roelle. 
Die baufällige Brücke muss abgerissen und 
neu errichtet werden.

DIE LINKE: Bahnstrecke Uelzen-Dannenberg muss wieder in 
Betrieb genommen werden - Land und Bund sind gefordert
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